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Der Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW), Berlin, und seine Landesorganisationen vertreten über 

2.000 Unternehmen. Das Spektrum der Mitglieder reicht von lokalen und kommunalen über regionale bis hin zu über- 

regionalen Unternehmen. Sie repräsentieren rund 90 Prozent des Strom- und gut 60 Prozent des Nah- und Fernwärme- 

absatzes, 90 Prozent des Erdgasabsatzes, über 90 Prozent der Energienetze sowie 80 Prozent der Trinkwasser-Förderung 

und rund ein Drittel der Abwasser-Entsorgung in Deutschland. 

 

Stellungnahme

Zur geplanten Verordnung vom 
13. September 2024 zur Änderung 
des § 10 Absatz 2 Satz 1 der 
Düngeverordnung 

 

 

 

 

 

  

 

Der BDEW ist im Lobbyregister für die Interessenvertretung gegenüber dem Deutschen Bundestag und der Bundesregierung sowie im europäischen Transparenz-

register für die Interessenvertretung gegenüber den EU-Institutionen eingetragen. Bei der Interessenvertretung legt er neben dem anerkannten Verhaltenskodex 

nach § 5 Absatz 3 Satz 1 LobbyRG, dem Verhaltenskodex nach dem Register der Interessenvertreter (europa.eu) auch zusätzlich die BDEW-interne Compliance 

Richtlinie im Sinne einer professionellen und transparenten Tätigkeit zugrunde. Registereintrag national: R000888. Registereintrag europäisch: 20457441380-38 
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Vorbemerkungen 

Der Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW) bedankt sich für die Möglich-

keit der Stellungnahme zur geplanten Verordnung vom 13. September 2024 zur Änderung des 

§ 10 Absatz 2 Satz 1 der Düngeverordnung. 

 

Die geplante Änderung sieht eine Verlängerung der Frist für die Dokumentation von Dünge-

maßnahmen von zwei auf 14 Tage nach der Düngemaßnahme vor. Der BDEW lehnt diese 

Fristverlängerung ab, weil: 

› die Fristverlängerung dem Schutz der Gewässer schadet, 

› die Fristverlängerung mögliche negative Auswirkungen auf die Schutzgüter hat, 

› die Fristverlängerung für viele Betriebe nicht rechtswirksam ist und 

› die Dokumentation nicht zeitnah erfolgt. 

 

Fristverlängerung schadet dem Schutz der Gewässer  

Der Nitratbericht 2024 zeigt weiterhin eine deutliche Nitratbelastung. 25.6 % der EUA-Mess-

stellen weisen nach wie vor eine Überschreitung des Grenzwertes von 50 Milligramm pro Liter 

Grundwasser entsprechend der Nitrat-Richtlinie (1991) auf. Des Weiteren zeigt der Nitratbe-

richt 2024 bei 32.7 % der Messstellen einen weiteren Anstieg der Nitratbelastung.1 Die Frist-

verlängerung kann zu einer fehlerhaften Dokumentation führen, die nach 14 Tagen weder be-

legbasiert noch exakt erfolgen muss oder kann und mit negativen Folgen für die Gewässer ein-

hergeht.  

 

Fristverlängerung hat mögliche negative Auswirkungen auf die Schutzgüter 

Auf Grundlage des Berichtes der Kommission an den Rat und das Europäische Parlament über 

die Durchführung der Nitrat-Richtlinie für den Zeitraum 2016 – 2019 geht hervor, dass die Nit-

rateinträge bereits die sicheren Belastungsgrenzen unseres Planeten überschreiten und daher 

eine ernsthafte Bedrohung für die Natur und das Klima darstellen.2 Dazu zählt nicht nur Nitrat, 

 

1 Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft, Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucher-

schutz, Nitratbericht, 2024, Nitratbericht 2024, (zuletzt aufgerufen am 06.11.2024) 

2 W. Steffen, et al., Planetary boundaries: Guiding human development on a changing planet, Science, 347, 6223, 1259855 (2015). DOI: 

10.1126/science.1258955 

https://www.bmuv.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Binnengewaesser/nitratbericht_2024_bf.pdf
https://www.science.org/doi/10.1126/science.1259855


  

 
Seite 3 von 4 www.bdew.de 

sondern auch der Eintrag von Phosphor, der bereits in geringeren Mengen zu negativen Um-

weltschäden führt, wie zum Beispiel der langfristigen Ansammlung in Gewässern und Sedi-

menten. 

 

Fristverlängerung für viele Betriebe nicht rechtswirksam 

Für den Obst-, Gemüse- und Kartoffelanbau wird laut der geltenden privaten Standards von 

QS (Qualität und Sicherheit) eine Dokumentation von spätestens zwei Tagen festgelegt. 

 

„Die Dokumentation muss spätestens zwei Tage nach der 

Durchführung der Düngemaßnahmen erfolgen.3“ 

 

Damit ist die Fristverlängerung für viele Betriebe wirkungslos und schafft somit eine Ungleich-

behandlung landwirtschaftlicher Betriebe. 

 

Zeitnahe Dokumentation 

Wir plädieren weiterhin für eine zeitnahe einheitliche Dokumentation der Düngemaßnahmen. 

Um wie im Bundesanzeiger bereits befürchtet, negative Umweltauswirkungen und mögliche 

irreversible Umweltschäden vorzubeugen und zu vermeiden. 

„3.2.2 Merkmale der möglichen Auswirkungen und der voraussichtlich betroffenen Gebiete 

a) Wahrscheinlichkeit, Dauer, Häufigkeit und Umkehrbarkeit der Auswirkungen 

Bei einer Verlängerung der Frist zur Aufzeichnung von Düngungsmaßnahmen von zwei auf 14 

Tage ist durch den längeren Zeitraum zwischen Düngungsmaßnahme und deren Aufzeichnung 

gegebenenfalls mit einem erhöhten Risiko einer fehlerhaften Dokumentation zu rechnen, die 

allerdings nicht einhergehen muss mit einer nicht korrekt durchgeführten Düngungsmaßnahme 

(siehe bereits Umweltbericht vom 30. Januar 2020, S. 53 f.). Im Rahmen des Umweltberichts 

vom 30. Januar 2020 wurde eine Fristverlängerung auf 14 Tage oder vier Wochen daher als 

neutral bis negativ (0/-) für die Schutzgüter bewertet. […]4 “ 

 

 

 

3 Leitfaden QS-GAP Erzeugung Obst, Gemüse, Kartoffeln (Version 4.0), 01.01.2024, www.q-s.de/services/files/dl/downloadcenter/l-erzeu-

gung-ogk/2024/leitfaden/deutsch/Leitfaden_QS-GAP_Erzeugung_OGK_01.01.2024.pdf (zuletzt aufgerufen am: 06.11.2024).  

4 BMEL, BAnz AT, 26.09.2024 B1, Amtliche Veröffentlichungen – Bundesanzeiger (zuletzt aufgerufen am: 06.11.2024). 

http://www.q-s.de/services/files/dl/downloadcenter/l-erzeugung-ogk/2024/leitfaden/deutsch/Leitfaden_QS-GAP_Erzeugung_OGK_01.01.2024.pdf
http://www.q-s.de/services/files/dl/downloadcenter/l-erzeugung-ogk/2024/leitfaden/deutsch/Leitfaden_QS-GAP_Erzeugung_OGK_01.01.2024.pdf
https://www.bundesanzeiger.de/pub/de/amtliche-veroeffentlichung?1
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Fazit 

Der BDEW fordert deshalb, die Ablehnung der Fristverlängerung und dass sich neben der Bun-

desregierung auch die Bundesländer für eine gewässerschonende Landwirtschaft, den Schutz 

der Biodiversität und den Fortbestand einer gesunden Agrarwirtschaft einsetzen. Dazu zählen 

folgende Maßnahmen:  

›   Senkung der Nitrateinträge, um negative Auswirkungen auf Boden und Grundwasser 

zu verhindern; 

›   schnelles Handeln bei der Reduzierung der Einträge; 

›   Begrenzung der Rohstoffe in einem Kreislauf anstelle von „viel hilft viel“; 

›   sinnvolle Nutzung der begrenzten Agrarflächen, wertvoll statt wirtschaftlich; 

›   Bevorzugung von extensiver Landwirtschaft vor intensiver Landwirtschaft; 

›   Förderung eines verminderten Düngeeinsatzes durch zeitnahe erinnerbare 

Dokumentation. 
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